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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Arbeit 
(21. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes über den zivilen Ersatzdienst 

— Drucksache 34 — 


A. Bericht des Abgeordneten Diebäcker 


Die Bundesregierung hat dem Deutschen Bundes- 
tag den Entwurf eines Gesetzes über den zivilen Er- 
satzdienst am 6. Mai 1957 übermittelt (Drucksache 
3485). Der Bundestag hat dem Gesetzentwurf aus 
zeitlichen Gründen nicht mehr in das Arbeitspro- 
gramm der 2. Wahlperiode aufgenommen. In der 
3. Wahlperiode hat die Bundesregierung den Entwurf 
dem Bundestag unverändert wieder vorgelegt — 
Drucksache 34. Er wurde in erster Lesung am 12. De- 
zember 1957 dem Ausschuß für Arbeit (federführend) 
und dem Ausschuß für Inneres (mitberatend) über- 
wiesen. Der Ausschuß für Inneres hat seine Stellung- 
nahme dem Ausschuß für Arbeit am 14. Januar 1959 
übermittelt. Der Ausschuß für Arbeit hat die Bera- 
tung des Entwurfs am 16. Januar 1958 begonnen und 
am 26. Februar 1959 abgeschlossen. 


1. Allgemeines 

Der Gesetzentwurf befaßt sich mit Aufgaben, die 
in Deutschland bisher nicht aufgetreten sind. Das 
Grundgesetz hat in Artikel A Abs. 3 das Recht der 
Verweigerung des Kriegsdienstes mit der Waffe aus 
Gewiissensgründen gewährleistet. Nach Artikel 12 
Abs. 2 des Grundgesetzes kann für den, der aus Ge- 
wissensgründen den Kriegsdienst mit der Waffe ver- 
weigert, ein Ersatzdienst eingerichtet werden. Mit 
der Einführung der Wehrpflicht in der Bundesrepu- 
blik ergab sich die Notwendigkeit, einen Ersatzdienist 
für Kriegsdienstverweigerer einzurichten. § 27 Abs. 2 
des Wehrpflichtgesetzes behält die Regelung der Ein- 
richtung und Organisation des zivilen Ersatzdienstes 
sowie der Rechtsstellung der Wehrpflichtigen, die 
den Ersatzdienst leisten, einem besonderen Gesetz 
vor. Der Entwurf des Gesetzes über den zivilen Er- 
satzdienst soll diese Regelung treffen. 

Der Rahmen des Gesetzentwurfs ist durch die Vor- 
schriften des Grundgesetzes und des Wehrpflichtge- 


setzes bestimmt. Auf in Deutschland gesammelte Er- 
fahrungen konnte nicht zurückgegriffen werden. In 
beschränktem Umfang war es möglich, ausländische 
Beispiele und Erfahrungen auszuwerten. Die Regie- 
rungsvorlage sah vor, daß der Ersatzdienst in der 
Regel in Ersatzdienstgruppen abzuleisten sei. Die 
Ersatzdienstpflichtigen hatten aber auch die Möglich- 
keit, bei anerkannten Organisationen Dienst zu lei- 
sten, der gegebenenfalls als Ersatzdienst angerechnet 
werden sollte. Die Regierungsvorlage beschränkte 
sich darauf, die Rechtsstellung der in Ersatzdienst- 
gruppen Dienstleistenden zu regeln. Rechte und 
Pflichten der in Organisationen tätigen Ersatzdienst- 
pflichtigen wurden nicht festgelegt. Für sie waren 
auch keine Geld-, Sach- und sonstigen Fürsorgelei- 
stungen des Bundes vorgesehen. 

Die Bundesregierung hat bereits in ihrer Stellung- 
nahme zu den Änderungsvorschlägen des Bundes- 
rates vorgeschlagen, die in Ersatzdienstgruppen und 
bei Organisationen Dienstleistenden gleichzustellen. 
Die Tätigkeit bei den Organisationen sollte echter 
Ersatzdienst sein und nicht eine Ausnahme von der 
Regel des Dienstes in Ersatzdienstgruppen. Der Aus- 
schuß war der Auffassung, daß der Ersatzdienst in 
möglichst großem Umfang bei anerkannten Organi- 
sationen abgeleistet werden sollte. Der Dienst in 
den Ersatzdienstgruppen hat nach Ansicht des Aus- 
schusses hinter den Dienst bei anerkannten Orga- 
nisationen zurückzutreten. Der Entwurf wurde in 
diesem Sinne umgestellt. In der beispielhaften Auf- 
zählung der Aufgaben des Ersatzdienstes wurden 
der Dienst in Kranken-, Heil- und Pflegeanstalten 
sowie die Anlage von Einrichtungen für soziale und 
mildtätige Zwecke und zur Verhütung und Beseiti- 
gung von Schäden, die durch Katastrophen oder 
Unglücksfälle hervorgerufen werden, als besondere 
Aufgabengebiete hervorgehoben. 

Die Dauer des Ersatzdienstes ist in § 27 Abs. 1 
des Wehrpflichtgesetzes geregelt. Die Regierungs- 
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Vorlage hat sich darauf beschränkt, hierzu ergän- 
zende Vorschriften über die Dauer des Ersatzdien- 
stes für gediente Wehrpflichtige zu schaffen. Voraus- 
sichtlich wird die Dauer des Wehrdienstes und ins- 
besondere die Dauer des Grundwehrdienstes neu 
geregelt werden. Die Neuregelung wird sich auch 
auf die Dauer des zivilen Ersatzdienstes auswirken. 
Der Ausschuß für Arbeit hat mit Rücksicht hierauf 
in den Gesetzentwurf Vorschriften über die Dauer 
des zivilen Ersatzdienstes aufgenommen, die für 
alle Ersatzdienstpflichtigen gelten und die Vor- 
schriften des Wehrpflichtgesetzes § 27 Abs. 1 Satz 2 
ersetzen. In den neuen Vorschriften werden die Er- 
satzdienstleistenden den Wehrdienst leistenden 
Soldaten gleichgestellt. Die Ersatzdienstpflichtigen 
sollen ihren Dienst entsprechend der Dauer des 
Grundwehrdienstes und der Wehrübungen in Ab- 
schnitten oder insgesamt ableisten können. 

Neben den hier dargelegten Änderungen von 
grundsätzlicher Bedeutung hat der Ausschuß Ände- 
rungen und Ergänzungen der Regierungsvorlage 
vorgenommen, auf die nachstehend bei den einzel- 
nen Paragraphen hingewiesen wird. Die Vorschrif- 
ten der Regierungsvorlage, insbesondere des Ersten 
Abschnitts, sind umgestellt worden. Die Paragra- 
phen der vom Ausschuß beschlossenen Fassung des 
Gesetzentwurfs weisen deshalb eine andere Reihen- 
folge auf als die der Regierungsvorlage. Die nach- 
stehend genannten Paragraphen beziehen sich auf 
die vom Ausschuß beschlossene Fassung. In Klam- 
mern sind die entsprechenden Paragraphen der Re- 
gierungsvorlage genannt. 

IL Die einzelnen Bestimmungen 

§ la (§ 3 Abs. 1) 

Das Wehrpflichtgesetz hat im § 27 Abs. 1 festge- 
legt, daß durch den zivilen Ersatzdienst Aufgaben 
des Allgemeinwohls wahrgenommen werden sollen. 
Es kam hier darauf an, die Aufgaben durch Beispiele 
näher zu erläutern. Der Ausschuß hat die beispiel- 
haft aufgeführten Aufgaben entsprechend ihrer 
Wichtigkeit in eine Reihenfolge gebracht, die für 
die durchführenden Stellen bindend ist. Um die Be- 
deutung der Vorschriften über die Aufgaben des 
zivilen Ersatzdienstes hervorzuheben, hat er diese 
im § 3 Abs. 1 der Regierungsvorlage enthaltenen 
Bestimmungen als § la des Gesetzentwurfs umge- 
stellt. 

§ 2a (§ 1 Abs. 1) 

Die Bundesregierung hatte dem Vorschlag des 
Bundesrates, von der Errichtung eines Bundesamtes 
abzusehen, zugestimmt. Der Ausschuß für Inneres 
hat vorgeschlagen, den Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung zu bevollmächtigen, entweder 
die Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Ar- 
beitslosenversicherung oder das Bundesverwal- 
tungsamt mit der Durchführung des Ersatzdienstes 
zu beauftragen. Der Ausschuß für Arbeit erwartet 
von der Einschaltung einer der genannten Stellen 
keine Vereinfachung oder gar Einsparung von Mit- 
teln. Der zivile Ersatzdienst ist, obwohl die Zahl 
der Ersatzdienstpflichtigen klein ist, politisch be- 
deutsam. Schwierigkeiten, die sich aus der verwal- 


tungsmäßigen Aufspaltung der Durchführung erge- 
ben könnten, sollten vermieden werden. Der Aus- 
schuß sieht die reibungslose Durchführung des zivi- 
len Ersatzdienstes nur gewährleistet, wenn der Bun- 
desminister für Arbeit und Sozialordnung aus- 
schließlich damit betraut wird. 

§ 3a (§ 7) 

Der Anregung des Ausschusses für Inneres, be- 
sonders hervorzuheben, daß „in- und ausländische“ 
Einrichtungen oder Vereinigungen anerkannt wer- 
den können, vermochte der Ausschuß für Arbeit 
nicht zu folgen. Die Anerkennung von ausländischen 
Organisationen ist auch nach den jetzigen Vor- 
schriften möglich. Nr. 3 wurde gestrichen, da durch 
die Gleichstellung der bei den Organisationen 
Dienstleistenden mit den in den Ersatzgruppen 
Dienstleistenden die Geld- und Sachbezüge einheit- 
lich geregelt werden. Die übrigen Änderungen sind 
redaktioneller Art. 

§ 3b 

Die hier vorgesehene Aufforderung der Ersatz- 
dienstpflichtigen zur Dienstleistung soll Feststellun- 
gen über die Art der Ableistung des Ersatzdienstes 
ermöglichen und dazu dienen, eine zweckmäßige 
Verwendung der Ersatzdienstpflichtigen, vor allem 
bei anerkannten Organisationen, zu gewährleisten. 

§ 4a (§ 8) 

Entsprechend den Ausführungen im Allgemeinen 
Teil ist die Dienstleistung in den Organisationen 
der Dienstleistung in den Ersatzdienstgruppen 
gleichgestellt worden. Der Absatz 3 ist deshalb ge- 
strichen worden. 

Die Vorschrift, daß der Dienst in der Regel nicht 
am Wohn- oder Heimatort des Ersatzdienstpflichti- 
gen abgeleistet werden soll, wurde aufgenommen, 
weil Dienstverhältnisse am Wohn- oder Heimatort 
leicht als Schein-Dienstverhältnisse mißbraucht wer- 
den können. 

§ 5a (§ 1 Abs. 2; § 3 Abs. 2 Satz 1) 

In den Vorschriften über die Dienstleistung in 
den Ersatzdienstgruppen ist der Vorrang des Dien- 
stes in den anerkannten Organisationen herausge- 
stellt worden. 

§ 5b (§ 3 Abs. 2 Satz 2) 

Die Vorschriften über den Kostenbeitrag der Trä- 
ger der Maßnahmen sind auch auf die Organisatio- 
nen ausgedehnt worden. 

§ 6a (§ 2) 

Die Forderung nach besonderer Eignung ist auf 
das gesamte leitende Personal der Ersatzdienst- 
gruppen ausgedehnt worden. 

§7a (§§4und 5) 

Durch die Aufnahme von Vorschriften über die 
Dauer des Ersatzdienstes für sämtliche Ersatzdienst- 
pflichtige (§ 10) erübrigten sich die Sondervorschrif- 
ten im § 5 Abs. 1 der Regierungsvorlage. Die §§ 4 
und 5 der Regierungsvorlage über die Heranziehung 
von ungedienten und gedienten Ersatzdienstpflich- 
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tigen konnten deshalb in einem Paragraphen zu- 
sammengefaßt werden. Sie wurden durch Vorschrif- 
ten über die Befreiung -und Zurückstellung vom Er- 
satzdienst ergänzt. 

§ 10 

Absatz 1 ersetzt die Vorschriften des § 27, Abs. 1 
Satz 2 des Wehrpflichtgesetzes und des § 5 Abs. 1 
der Regierungsvorlage. Auf die Ausführungen im 
Allgemeinen Teil wird verwiesen. Nach dem Aus- 
schußbeschluß braucht der Ersatzdienstleistende 
nicht die Zeit des Grundwehrdienstes und der Wehr- 
übungen zusammen ohne Unterbrechung abzulei- 
sten; er kann es aber tun. 

§ 12 

Die Absätze 1 und 2 wurden zusammengefaßt. 
Die Vorschriften sind dem Soldatengesetz und dem 
Bundesbeamtengesetz angeglichen. 

§ 13 

Die staatsbürgerlichen Rechte in bezug auf politi- 
sche Betätigung und die sich im Ersatzdienst erge- 
benden Beschränkungen wurden durch die Absätze 
01 und la des neuen Entwurfs noch genauer als in 
der Regierungsvorlage dargelegt. 

§ 14 

Bei der Ableistung des Ersatzdienstes in Organi- 
sationen werden Gemeinschaftsunterkunft und Ge- 
meinschaftsverpflegung nicht die Regel sein. Das 
Wohnen in einer Gemeinschaftsunterkunft und das 
Teilnehmen an einer Gemeinschaftsverpflegung ist 
daher nur auf dienstliche Anordnung vorgesehen. 

§ 15 

Die bisherigen Absätze 1, 2 und 3 sind zu zwei 
Absätzen zusammengefaßt worden. Festlegungen 
auf bestimmte Arbeitszeiten wurden vermieden. Der 
stärkeren Verlagerung des Ersatzdienstes auf die 
Organisationen wurde Rechnung getragen. 

§ 18 (§ 18; § 28 Abs. 5 und 9) 

Der Dienst wird in gewissen Fällen nur ausgeübt 
werden können, wenn der Ersatzdienstleistende die 
dafür geeignete Arbeitskleidung trägt. Er soll des- 
halb entgegen der Regierungsvorlage verpflichtet 
werden können, die Arbeitskleidung zu tragen. Die 
im § 28 (Versorgung) der Regierungsvorlage ent- 
haltenen Vorschriften über die Erstattung von Sach- 
schäden und besonderen Aufwendungen sowie über 
die Dienstbezüge im Sterbemonat sind aus systema- 
tischen Gründen in den § 18 übernommen worden. 
Außerdem wurden sie genauer auf die besonderen 
Verhältnisse des Ersatzdienstes abgestellt. 

§ 18a 

Der Anregung des Bundesrates, Bestimmungen 
über das Recht auf Einsichtnahme in die Personal- 
akten aufzunehmen, wurde Rechnung getragen. 

§ 19 

Die Vorschriften über den Vertrauensmann wur- 
den auf den Dienst in Organisationen erweitert. Da 
bei den einzelnen Organisationen häufig nur wenige 


Ersatzdienstleistende tätig sein werden, wurden 
auch Vorschriften über die Berücksichtigung der An- 
liegen einzelner Ersatzdienstpflichtiger durch die 
Betriebsräte oder Personalräte eingefügt. 

§ 19a 

Auf Anregung kirchlicher Kreise wurden Vor- 
schriften über die Religionsausübung aufgenommen, 
die sich aus dem Grundgesetz ergeben. 

§ 22 

Die Befugnisse der Leiter der Ersatzdienstgruppen 
sind auf die Bestrafung mit Verweis und Ausgangs- 
beschränkung von drei Tagen begrenzt worden. Die 
Verhängung der anderen Disziplinarstrafen ist 
einem vom Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung zu bestellenden Beamten oder seinem hier- 
für bestellten Vertreter, die die Befähigung zum 
Richteramt oder zum höheren Verwaltungsdienst 
haben müssen, Vorbehalten worden. Der Ausschuß 
für Arbeit ging davon aus, daß bei der Verhängung 
von Disziplinarstrafen mit größter Verantwortung 
vorgegangen werden müßte. 

§ 24a 

Es wurden Vorschriften über das Gnadenrecht, 
entsprechend den Vorschriften im Soldatengesetz, 
eingefügt. 

§ 25 

Der vom Bundesrat vorgeschlagene Absatz 3 
wurde in den Entwurf aufgenommen. 

§ 28 

Die Vorschriften über Sachschäden und besondere 
Aufwendungen sowie über die Dienstbezüge im 
Sterbemonat (Absätze 5 und 9 des § 28 der Regie- 
rungsvorlage) wurden, wie bereits bei § 18 ausge- 
führt wurde, aus den Versorgungsvorschriften her- 
ausgenommen. Im übrigen wurden die Vorschriften 
unter besserer Angleichung an die Vorschriften des 
Bundesversorgungsgesetzes und des Soldatenver- 
sorgungsgesetzes teilweise umgestellt. Die Begriffe 
„Ersatzdienstbeschäftigung" und,, Dienstverrichtung" 
wurden genauer abgegrenzt. 

§ 28a 

Die Vorschriften des Soldatenversorgungsgesetzes 
§ 82 Abs. 1 wurden übernommen. 

§ 28b 

Die Vorschriften des Soldatenversorgungsgesetzes 
§ 85 wurden übernommen. 

§ 31 

Der Ausschuß für Arbeit hat die von der Bundes- 
regierung in ihrer Stellungnahme zu den Bundes- 
ratsvorschlägen vorgelegte Fassung, die sich dem 
Wehrstrafgesetz anpaßt, beschlossen. 

§ 34 

Die Vorschriften wurden redaktionell ergänzt. 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 34 — in der aus 
der nachstehenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 4. Juni 1959 


Der Ausschuß für Arbeit 


Scheppmann 

Vorsitzender 


Diebäcker 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes über den zivilen Ersatzdienst 

— Drucksache 34 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Arbeit 
(21. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
über den zivilen Ersatzdienst 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


ERSTER ABSCHNITT 

Einrichtung des zivilen Ersatzdienstes und 
Heranziehung der Wehrpflichtigen zum 
Ersatzdienst 

§ 1 

Organisation des Ersatzdienstes 

(1) Der zivile Ersatzdienst wird in bundeseigener 
Verwaltung durchgeführt. Hierzu wird ein Bundes- 
amt errichtet. Es untersteht dem Bundesminister 
für Arbeit. 

(2) Der zivile Ersatzdienst wird in Ersatzdienst- 
gruppen geleistet, die nach Bedarf aufgestellt wer- 
den. Der Sitz der Ersatzdienstgruppe wird jeweils 
durch den Bundesminister für Arbeit nach Anhö- 
rung des beteiligten Landes bestimmt. 

siehe § 3 Abs. 1 


Beschlüsse des 21. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
über den zivilen Ersatzdienst 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


ERSTER ABSCHNITT 

Einrichtung des zivilen Ersatzdienstes und 
Heranziehung der Wehrpflichtigen zum 
Ersatzdienst 

§ 1 

entfällt hier 
siehe § 2a 


siehe § 5a Abs. 1 


§ la 

Aufgaben des Ersatzdienstes 

(1) Im zivilen Ersatzdienst werden Aufgaben 
durchgeführt, die dem Allgemeinwohl dienen; dazu 
gehört insbesondere der Dienst in Kranken-, Heil- 
und Pflegeanstalten. 

(2) Soweit Beschäftigungsmöglidikeiten in Kran- 
ken-, Heil- und Pflegeanstalten nicht in ausreichen- 
dem Maße vorhanden sind, wird der zivile Ersatz- 
dienst bevorzugt herangezogen zur Anlage von 
Einrichtungen für soziale und mildtätige Zwecke, 
zur Verhütung und Beseitigung von Schäden, die 
durch Katastrophen oder Unglücksfälle hervor- 
gerufen werden, sowie zu zusätzlichen, gemein- 
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§ 2 

Leiter der Ersatzdienstgruppen 

Als Leiter der Ersatzdienstgruppen sind Beamte 
oder Angestellte zu bestellen, die auf Grund ihrer 
Berufs- oder Lebenserfahrung für diese Aufgabe 
besonders geeignet sind. 

siehe § 1 Abs. 1 


§ 3 

Aufgaben des Ersatzdienstes 

(1) Durch den zivilen Ersatzdienst werden Auf- 
gaben durchgeführt, die dem Allgemeinwohl die- 
nen; dazu gehören insbesondere Neulandgewin- 
nung, Kultivierung von Ödland, Anlage von Ein- 
richtungen für soziale und karitative Zwecke, ferner 
Dienst in der öffentlichen Krankenpflege und bei 
der Verhütung und Beseitigung von Schäden, die 
durch Na/urkatastrophen oder Unglücksfälle her- 
vorgerufen werden, sowie passiver ziviler Luft- 
schutz. 

(2) Die Ersatzdienstgruppen werden im Einver- 
nehmen mit dem Träger der Aufgabe eingesetzt. 
Der für den Einsatz zu entrichtende Kostenbeitrag 
ist entsprechend dem durchschnittlichen Aufwand 
für die den Ersatzdienstp/Jichfjgen zu gewährenden 
Geld- und Sachbezüge für die Ausrüstung und für 
die Unterbringung am Einsatzort festzusetzen. 

siehe § 7 


Beschlüsse des 21. Ausschusses 

nützigen und volkswirtschaftlidi wertvollen Arbei- 
ten, die der Förderung der Wasserwirtschaft und 
Landeskultur dienen. 

§ 2 

entfällt hier 
siehe § 6a 


§ 2a 

Organisation des Ersatzdienstes 
Der zivile Ersatzdienst wird vom Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung durchgeführt. 

§ 3 

entfällt hier 
siehe § la 


siehe § 5a Abs. 2 und § 5b 


§ 3a 

Anerkennung von Organisationen, 
in d^nen der Ersatzdienst geleistet werden kann 

(1) Der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung kann Einrichtungen oder Vereinigungen 
auf deren Antrag als Organisationen anerkennen, 
in denen Ersatzdienstpflichtige Dienst leisten kön- 
nen (§ 4a), wenn diese 

1. vorwiegend gemeinnützigen oder mildtätigen 
Aufgaben dienen und 

2. die Gewähr bieten, daß der Ersatzdienstpflichtige 
in ihnen zu Arbeiten herangezogen wird, die 

dem Wesen des Ersatzdienstes entsprechen und 

3. bereit sind, Beauftragten des Bundesministers ‘ 
für Arbeit und Sozialordnung oder der von ihm 
bestimmten Stelle Einblick in die Gesamttätig- 
keit der Ersatzdienstpflichtigen und ihre einzel- 
nen Aufgaben zu gewähren. 

(2) Der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung hat die Anerkennung zu widerrufen, wenn 
eine der in Absatz 1 aufgeführten Voraussetzungen 
nicht mehr vorliegt. 
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Entwurf 


§ 4 

Heranziehung von ungedienten Ersatz- 
dienstpfliditigen 

(1) Ungediente Ersatzdienstpflichtige, die nach 
der Entscheidung des Prüfungsausschusses für 
Kriegsdienstverweigerer für den Ersatzdienst zur 
Verfügung stehen (§ 19 Abs, 5 der Musterung sver- 
Ordnung vom 25. Oktober 1956 — Bunde sgesetzbl 1 
S. 830), sind durch das zuständige Kreis-Wehrersatz- 
amt dem Bundesamt für den Ersatzdienst zu melden. 

(2) Die Ersatzdienstpflichtigen werden von den 
Kreis-Wehrersatzämtern in Ausführung des Muste- 
rungsbescheides nach Maßgabe der Einberufungs- 
anordnungen des Bundesamtes für den Ersatzdienst 
zum Dienst einberufen. § 21 des Wehrpflichtgesetzes, 
§ 13 Abs. 1 bis 4, 6, 8 und 9 sowie §14 der Muste- 
rungsverordnung gelten entsprechend. 

siehe § 8 


§ 5 

Umfang und Form der Heranziehung von 
gedienten Ersatzdienstpfliditigen 

(1) Wird ein gedienter Wehrpflichtiger (§§ 23, 36 
Abs. 2 des Wehrpflichtgesetzes), der zu einer Wehr- 
übung herangezogen werden soll, als Kriegsdienst- 
verweigerer anerkannt, so hat er einen Ersatzdienst 
zu leisten, der der Gesamtdauer der Wehrübungen 
entspricht, die er anderenfalls zu leisten hätte. 

(2) § 23 des Wehrpflichtgesetzes und §§ 15 bis 17 
der Musterungsverordnung sind entsprechend an- 
zuwenden. 

siehe § 1 Abs. 2 


Beschlüsse des 21. Ausschusses 
§ 3b 

Ableistung des Ersatzdienstes 

Der Ersatzdienstpflichtige wird durdi den Bundes- 
minister für Arbeit und Sozialordnung, bevor er 
einberufen wird, zur Dienstleistung aufgefordert. 

§ 4 

entfällt hier 
siehe § 7a 


§ 4a 

Dienstleistung in den Organisationen 

(1) Der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung kann auf Antrag des Ersatzdienstpflichtigen 
der Ableistung des Ersatzdienstes in einer gemäß 
§ 3a anerkannten Organisation zustimmen. Die Zu- 
stimmung kann jederzeit widerrufen werden. 

(2) Dem Antrag ist eine Erklärung der Organisa- 
tion beizufügen, aus der sich die Bereitschaft, den 
Ersatzdienstpflichtigen aufzunehmen, und die Art 
der vorgesehenen Dienstleistung ergeben. Der 
Dienst soll in der Regel nicht am Wohn- oder Hei- 
matort des Ersatzdienstpflichtigen abgeleistet wer- 
den. 

§5 

entfällt hier 
siehe § 7a 


§ 5a 

Dienstleistung in Ersatzdienstgruppen 

(1) Soweit die Ersatzdienstpflichtigen den Ersatz- 
dienst nicht in den vom Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung anerkannten Organisationen ab- 
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siehe § 3 Abs. 2 Satz 1 


siehe § 3 Abs. 2 Satz 2 


§ 6 

Übergang vom Wehrdienst zum Ersatzdienst 

Wird ein Soldat aus dem Wehrdienst entlassen, 
weil er als Kriegsdienstverweigerer anerkannt ist 
und keinen Antrag auf Heranziehung zum waffen- 
losen Dienst in der Bundeswehr gestellt hat (§ 29 
Abs. 1 Nr. 4 des Wehrpflichtgesetzes), so ist er un- 
verzüglich zum Ersatzdienst heranzuziehen. Der 
geleistete Wehrdienst wird auf den Ersatzdienst 
angerechnet. 

siehe § 2 


§ 7 

Anerkennung von Organisationen, in denen 
außerhalb des staatlichen Ersatzdienstes 
Dienst geleistet werden kann 

Der Bundesminister für Arbeit kann Einrichtun- 
gen, insbesondere Vereinigungen, auf deren An- 
trag widerruflich als Organisationen anerkennen, 
in denen Ersatzdienstpflichtige außerhalb des staat- 
lichen Ersatzdienstes Dienst leisten können (§ S), 
wenn die Organisationen 

1. vorwiegend gemeinnützigen oder karitativen 
Aufgaben dienen, 

2. die Gewähr bieten, daß der Ersatzdienstpflichtige 
in ihnen zu Arbeiten herangezogen wird, die den 
Anforderungen in den Ersatzdienstgruppen ent- 
sprechen, 

3. sich verpflichten, den Ersatzdienstpflichtigen keine 
Geld- und Sachbezüge zukommen zu lassen, die 
im Vergleich zu den Bezügen der übrigen Ersatz- 
dienstpflichtigen unverhältnismäßig hoch sind. 
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leisten, werden sie zu Ersatzdienstgruppen zusam- 
mengezogen, die nach Bedarf aufgestellt werden. 
Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
bestimmt nach Anhörung des beteiligten Landes 
den Sitz der Ersatzdienstgruppen. 

(2) Die Aufgaben werden den Ersatzdienstgruppen 
im Einvernehmen mit dem Träger der Maßnahmen 
zugewiesen. 

§ 5b 

Kostenbeitrag der Organisation 
und der Träger der Maßnahmen 

Die Organisation und die Träger der Maßnahmen 
entrichten für die Dienstleistungen der Ersatzdienst- 
pflichtigen einen Kostenbeitrag. Der Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung setzt diesen in der 
Regel entsprechend dem durchschnittlichen Aufwand 
für die den Ersatzdienstleistenden zu gewährenden 
Geld- und Sachbezüge sowie für deren Ausrüstung 
und Unterbringung fest. 

§ 6 

entfällt hier 
siehe § 9a 


§ 6a 

Personal der Ersatzdienstgruppen 

Das leitende Personal der Ersatzdienstgruppen 
muß auf Grund seiner Berufs- und Lebenserfahrung 
für diese Aufgabe besonders geeignet sein, 

§ 7 

entfällt hier 

siehe § 3a 
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4. bereit sind, Beauftragten des Bundesministers für 
Arbeit oder der von ihm beauftragten Stelle Ein- 
blick in die Gesamttätigkeit der Ersatzdienst- 
pflichtigen und ihren Einzeleinsatz zu gewähren. 

siehe §§ 4 und 5 


§ 8 

Dienstleistung außerhalb der Ersatzdienstgruppen 

(1) Das Bundesamt für den Ersatzdienst kann auf 
Antrag des Ersatzdienstpflichtigen die Heranziehung 
zum zivilen Ersatzdienst aussetzen und einer Tätig- 
keit des Ersatzdienstpflichtigen in einer gemäß § 7 
anerkannten Organisation zustimmen. Die Aus- 
setzung der Heranziehung kann jederzeit wider- 
rufen werden. 

(2) Dem Antrag ist eine Erklärung der Organi- 
sation beizufügen, aus der sich die Bereitschaft, den 
Ersatzdienstpflichtigen in ihren Dienst aufzunehmen, 
und die Art des vorgesehenen Einsatzes ergeben. 

(3) Der mit Zustimmung des Bundesamtes für den 
Ersatzdienst geleistete Dienst in einer anerkannten 
Organisation wird auf den Ersatzdienst angerechnet, 

§ 9 

Meldepflidit 

Die Ersatzdienstpflichtigen bleiben nach ihrem 
Ausscheiden aus der Wehrüberwachung (§ 24 Abs. 2 
Nr. 4 des Wehrpflichtgesetzes) verpflichtet, jede 
Änderung ihres ständigen Aufenthaltes oder ihrer 
Wohnung binnen einer Woche der zuständigen 
Wehrersatzbehörde ihres Weg- und Zuzugsortes zu 
melden. 

siehe § 6 
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§ 7a 

Heranziehung, Befreiung und Zurückstellung 

von Ersatzdienstpflichtigen 

(1) Das zuständige Kreiswehrersatzamt hat die 
Personalunterlagen der Wehrpflichtigen, die nach 
einer vollziehbaren Entscheidung als Kriegsdienst- 
verweigerer für den zivilen Ersatzdienst zur Ver- 
fügung stehen, dem Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung zu übergeben. 

(2) Die Ersatzdienstpflichtigen werden durch den 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung für 
den Ersatzdienst einberufen. §§21 und 23 des Wehr- 
pflichtgesetzes, § 13 Abs. 1 bis 4 und 6 bis 9 sowie 
§§ 14 bis 19 der Musterungsverordnung gelten ent- 
sprechend. 

(3) Die Befreiung und Zurückstellung vom Ersatz- 
dienst wird vom Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung verfügt. 

§ 8 

entfällt hier 
siehe § 4a 


§ 9 

entfällt hier 
siehe § 9b 


§ 9a 

Übergang vom Wehrdienst zum Ersatzdienst 

(1) Wird ein Soldat aus dem Wehrdienst entlas- 
sen, weil er als Kriegsdienstverweigerer anerkannt 
ist und keinen Antrag auf Heranziehung zum waf- 
fenlosen Dienst in der Bundeswehr gestellt hat (§ 29 
Abs. 1 Nr. 4 des Wehrpflichtgesetzes), so ist er 
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siehe § 9 


ZWEITER ABSCHNITT 

Rechtsstellung der Ersatzdienstpflichtigen, 
die in den Ersatzdienstgruppen Dienst leisten 

§ 10 

Dauer des Ersatzdienstverhältnisses 


Das Ersatzdienstverhältnis beginnt mit dem Zeit- 
punkt, der für den Diensteintritt des Ersatzdienst- 
pflichtigen festgesetzt ist; es endet mit dem Ablauf 
des Tages, an dem der Ersatzdienstpfliditige aus 
dem Ersatzdienst aussdieidet. 

§ 11 

Grundpfliditen 

(1) Der Ersatzdienstp/iichiige hat seinen Dienst 
gewissenhaft zu erfüllen und sich in die Gemein- 
schaft seiner Ersatzdienstgruppe einzufügen. 

(2) Er muß im Dienst Gefahren auf sich nehmen, 
wenn es zur Rettung anderer aus Lebensgefahr 
oder zur Abwendung von Schäden, die der Allge- 
meinheit drohen, erforderlich ist. 

(3) Er ist gehalten, sich ausbilden zu lassen, wenn 
es die vorgesehene Verwendung erfordert. 

§ 12 

Dienstlidie Anordnungen 

(1) Der Ersatzdienstp/iich^ige hat die dienstlichen 
Anordnungen des Leiters der Ersatzdienstgruppe 
sowie der Personen zu befolgen, die mit Aufgaben 
der Leitung und Aufsicht in der Ersatzdienstgruppe 
betraut sind; mit solchen Aufgaben dürfen Ersatz- 
dienstpflichtige nicht gegen ihren Willen betraut 
werden. 

(2) Dienstliche Anordnungen, die sich auf den 
Einsatz beziehen, können auch andere Personen er- 
teilen, soweit ihnen der Leiter der Ersatzdienst- 
gruppe die fachliche Leitung des Einsatzes der Er- 
satzdienstpflichtigen übertragen hat, 

(3) Erhebt der Ersatzdienstpflichiige Bedenken 
gegen die Rechtmäßigkeit einer dienstlichen Anord- 
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möglidist unverzüglich zum Ersatzdienst heranzu* 
ziehen. 

(2) Der geleistete Wehrdienst wird auf den Ersatz- 
dienst angerechnet. 

§ 9b 

Meldepflicht 

Die Ersatzdienstpflichtigen sind verpflichtet, nach 
ihrem Ausscheiden aus dem Ersatzdienst jede Än- 
derung ihres ständigen Aufenthaltes oder ihrer 
Wohnung binnen zwei Wochen dem Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung zu melden. 

ZWEITER ABSCHNITT 
Rechtsstellung der Ersatzdienstpflichtigen 

§ 10 

Dauer des Ersatzdienstverhältnisses 

(1) Die Ersatzdienstpflichtigen haben ebensolange 
Ersatzdienst zu leisten, wie sie als Soldaten des 
untersten Mannschaftsdienstgrades andernfalls 
Wehrdienst zu leisten hätten. 

(2) unverändert 


§ 11 

Grundpflichten 

(1) Der Ersatzdienstleistende hat seinen Dienst 
gewissenhaft zu erfüllen. Er hat sich in die Gemein- 
schaft, in der er seinen Dienst ableistet, einzufügen. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 

§ 12 

Dienstliche Anordnungen 

(1) Der Ersatzdienstleistende hat die dienstlichen 
Anordnungen des Leiters der Organisation oder der 
Ersatzdienstgruppe sowie der Personen zu befolgen, 
die mit Aufgaben der Leitung und Aufsicht in den 
Organisationen und Ersatzdienstgruppen beauftragt 
sind. Die Beauftragung muß dem Ersatzdienstleisten- 
den bekanntgemacht worden sein. 

(2) entfällt 


(3) Erhebt der Ersatzdienstleistende Bedenken 
gegen die Rechtmäßigkeit einer dienstlichen Anord- 
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nung und wird die Anordnung aufrechterhalten, so 
hat er sie zu befolgen, sofern nicht das ihm auige^ 
tragene Verhalten gegen die Menschenwürde ver- 
stößt oder strafbar ist. 

(4) Befolgt der Ersatzdienstp/7ic/i/ige eine dienst- 
liche Anordnung, so ist er von der eigenen Ver- 
antwortung befreit, sofern nicht das ihm aufgetra- 
gene Verhalten strafbar ist und die Strafbarkeit 
entweder von ihm erkannt wird oder nach den ihm 
bekannten Umständen offensichtlich ist. 

§ 13 

Politische Betätigung 


(1) Im Dienst darf sich der Ersatzdienstp/Iichiige 
nicht zugunsten oder zuungunsten einer bestimm- 
ten politischen Richtung betätigen. Sein Recht, im 
Gespräch mit anderen seine Meinung zu äußern, 
bleibt unberührt. 


(2) Innerhalb der dienstlichen Unterkünfte und 
Anlagen darf die freie Meinimgsäußerung während 
der Freizeit die Gemeinsamkeit des Dienstes nicht 
ernstlich stören. Der Ersatzdienstp/iic/i/ige darf ins- 
besondere nicht als Werber für eine politische 
Gruppe wirken, indem er Ansprachen hält, Schrif- 
ten verteilt oder als Vertreter einer politischen Or- 
ganisation arbeitet. Die gegenseitige Achtung darf 
nicht gefährdet werden. 

§ 14 

Gemeinschaftsunterkunft und -Verpflegung 

Die Ersatzdienstp/Iichfigen wohnen in einer Ge- 
meinschaftsunterkunft und nehmen an einer Ge- 
meinschaftsverpflegung teil. Ausnahmen können 
zugelassen werden. 


§ 15 

Regelmäßige Arbeitszeit; Bereitschaftsdienst 

(1) Die regelmäßige Arbeitszeit im Ersatzdienst 
an Arbeitstagen beträgt grundsätzlich acht Stun- 
den und darf wöchentlich im Durchschnitt achtund- 
vierzig Stunden nicht überschreiten. Die durch- 
schnittliche Wochenarbeitszeit vermindert sich für 
jeden gesetzlich anerkannten Wochenfeiertag um 
acht Stunden. 

(2) Der Ersatzdienstpflichtige ist verpflichtet, 
ohne Entschädigung über die regelmäßige Arbeits- 
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nung und wird die Anordnung aufrechterhalten, so 
hat er sie zu befolgen, sofern diese nicht die Men- 
schenwürde verletzt oder zu nichtdienstlichen Zwek- 
ken erteilt wird oder strafbar ist. 

(4) Befolgt der Ersatzdienstleistende eine dienst- 
liche Anordnung, so ist er von der eigenen Ver- 
antwortung befreit, sofern nicht die Ausführung 
der Anordnung strafbar ist und die Strafbarkeit ent- 
weder von ihm erkannt wird oder nach den ihm 
bekannten Umständen offensichtlich ist. 

§ 13 

Politische Betätigung 

(01) Der Ersatzdienstleistende hat die gleichen 
staatsbürgerlichen Rechte wie jeder andere Staats- 
bürger. Seine Rechte werden im Rahmen der Er- 
fordernisse des zivilen Ersatzdienstes durch seine 
gesetzlich begründeten Pflichten beschränkt. 

(1) Der Ersatzdienstleistende darf sich im Dienst 
nicht zugunsten oder ungunsten einer politischen 
Richtung betätigen. Das Recht, im Gespräch mit an- 
deren seine Meinung zu äußern, bleibt unberührt. 

(la) Der Ersatzdienstleistende hat sich so zu ver- 
halten, daß der Arbeitsfriede innerhalb der Organi- 
sation und das Zusammenleben innerhalb der Er- 
satzdienstgruppe nicht gefährdet wird. 

(2) Innerhalb der dienstlichen Unterkünfte und 
Anlagen darf die freie Meinungsäußerung während 
der Freizeit die Gemeinsamkeit des Dienstes nicht 
stören. Der Ersatzdienstleistende darf dort insbe- 
sondere nicht als Werber für eine politische Gruppe 
wirken, indem er Ansprachen hält, Schriften verteilt 
oder als Vertreter einer politischen Organisation 
arbeitet. Die gegenseitige Achtung darf nicht ge- 
fährdet werden. 

§ 14 

Gemeinschaftsunterkunft und -Verpflegung 

Der Ersatzdienstleistende ist auf dienstliche An- 
ordnung verpflichtet, in einer Gemeinschaftsunter- 
kunft zu wohnen und an einer Gemeinschaftsver- 
pflegung teilzunehmen. Die erforderlichen Verwal- 
tungsvorschriften erläßt der Bundesminister für Ar- 
beit und Sozialordnung im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister des Innern. 

§ 15 

Regelmäßige Arbeitszeit; Bereitschaftsdienst 

(1) Auf die regelmäßige Arbeitszeit im Ersatz- 
dienst finden die für Bundesbeamte geltenden Vor- 
schriften sinngemäß Anwendung, soweit dieses Ge- 
setz nichts anderes bestimmt. 


(2) Wird der Ersatzdienst in einer Organisation 
geleistet, für die abweichende Bestimmungen über 
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zeit hinaus Dienst zu tun, wenn die Art des Ein- 
satzes es erfordert. Wird er dadurch erheblich mehr 
beansprucht, so ist ihm Dienstbefreiung in ange- 
messener Zeit zu gewähren. 

(3) Soweit der Dienst in Bereitschaft besteht, kann 
die Arbeitszeit entsprechend den dienstlichen Be- 
dürfnissen verlängert werden. Im wöchentlichen 
Zeitraum dürfen sechzig Stunden nicht überschritten 
werden. 

(4) Außerhalb der in den Absätzen 1 und 3 fest- 
gelegten Arbeitszeit hat der Ersatzdienstp/iich/ige 
diejenigen Aufgaben zu übernehmen, die sich aus 
der Gemeinschaftsunterbringung ergeben oder die 
sonst zur Aufrechterhaltung des gemeinschaftlichen 
Dienstes erforderlich sind. Die Zeit für diese Auf- 
gaben soll täglich zwei Stunden nicht überschreiten. 


§ 16 

Nebentätigkeit 

Einem Ersatzdienstp/iichiigen darf die Ausübung 
einer Nebentätigkeit nur untersagt werden, wenn 
sie seine Dienstfähigkeit gefährdet oder den dienst- 
lichen Erfordernissen zuwiderläuft. 

§ 17 
Haftung 

(1) Verletzt ein Ersatzdienstpf/ichfiger schuldhaft 
seine Dienstpflichten, so hat er dem Bund den dar- 
aus entstandenen Schaden zu ersetzen. Ist der Scha- 
den im Einsatz oder bei der Ausbildung (§ 11 
Abs. 3) entstanden, so haftet der Ersatzdienstp/iich- 
tige nur insoweit, als ihm Vorsatz oder grobe Fahr- 
lässigkeit zur Last fällt. Haben mehrere Ersatz- 
diensipflichtige gemeinsam den Schaden verursacht, 
so haften sie als Gesamtschuldner. 


(2) Hat der Bund auf Grund der Vorschriften des 
Artikels 34 Satz 1 des Grundgesetzes Schaden- 
ersatz geleistet, so ist der Rückgriff gegen den Er- 
satzdienstpflichtigen nur insoweit zulässig, als ihm 
Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt. 

(3) Für die Verjährung der Ansprüche gegen den 
Ersatzdienstpflichtigen und den Übergang von Er- 
satzansprüchen auf ihn gelten die Vorschriften des 
§ 78 Abs. 3 und 4 des Bundesbeamtengesetzes ent- 
sprechend. 

§ 18 

Fürsorge; Urlaub und Arbeit.skleidung 

(1) Der Ersatzdienstpflichtige hat während des 
Ersatzdienstes in gleicher Weise Anspruch auf Für- 
sorge, auf freie Heilfürsorge, auf Geld- und Sach- 
bezüge sowie auf Urlaub wie ein Soldat des unter- 
sten Mannschaftsdienstgrades, der auf Grund der 
Wehrpflicht Wehrdienst leistet. 
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die Arbeitszeit bestehen, so gelten diese auch für 
den Ersatzdienstleistenden. 


(3) entfällt 


(4) Außerhalb der in den Absätzen 1 und 2 fest- 
gelegten Arbeitszeit hat der Ersatzdienstleistende 
diejenigen Aufgaben zu übernehmen, die sich aus 
der Gemeinschaftsunterbringung ergeben oder die 
sonst zur Aufrechterhaltung des gemeinschaftlichen 
Dienstes erforderlich sind. Die Zeit für diese Auf- 
gaben soll unter Beschränkung auf das erforder- 
liche Maß täglich zwei Stunden nicht überschreiten. 


§ 16 

Nebentätigkeit 

Einem Ersatzdienstleistenden darf die Ausübung 
einer Nebentätigkeit nur untersagt werden, wenn 
sie seine Dienstfähigkeit gefährdet oder den dienst- 
lichen Erfordernissen zuwiderläuft. 

§ 17 

Haftung 

(1) Verletzt ein Ersatzdienstleistender schuldhaft 
die ihm obliegenden Pflichten, so hat er dem Bund 
den daraus entstandenen Schaden zu ersetzen. Ist 
der Schaden in Ausführung dienstlicher Obliegen- 
heiten entstanden, die nicht auf die Wahrnehmung 
bürgerlich-rechtlicher Belange des Bundes gerichtet 
sind, so haftet der Ersatzdienstleistende nur inso- 
weit, als ihm Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur 
Last fällt. Haben mehrere Ersatzdienstleistende ge- 
meinsam den Schaden verursacht, so haften sie als 
Gesamtschuldner. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


§ 18 

Fürsorge; Urlaub; Geld- und Sachbezüge 

(1) Auf den Ersatzdienstpflichtigen finden in Fra- 
gen der Fürsorge, der Heilfürsorge, der Geld- und 
Sachbezüge sowie des Urlaubs die Bestimmungen 
entsprechende Anwendung, die für einen Soldaten 
des untersten Mannschaftsdienstgrades, der auf 
Grund der Wehrpflicht Wehrdienst leistet, gelten. 
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(2) Der Ersatzdienstp/Jichfige erhält an Stelle der 
einem Soldaten zu gewährenden Uniform unent- 
geltlich Arbeitskleidung. Er ist jedoch nicht ver- 
pflichtet, sie zu tragen. Ersatzansprüche für etwaige 
Abnutzung oder Beschädigung der eigenen Klei- 
dung bestehen nicht. 


siehe § 28 Abs. 9 


s i e h e § 28 Abs. 5 


§ 19 

V ertrauensmann 

(1) Die Ersatzdienstp/iichfigen wählen in den Er- 
satzdienstgruppen aus ihren Reihen einen Ver- 
trauensmann und zwei Stellvertreter. 


(2) Der Vertrauensmann ist mit Vorschlägen in 
Fragen des Einsatzes, des inneren Dienstbetriebes, 
der Fürsorge und des außerdienstlichen Gemein- 
schaftslebens zu hören. 

(3) Die Wahl ist geheim und unmittelbar. Die 
Wahlberechtigung, die Wählbarkeit, das Wahlver- 
fahren, die Dauer des Amtes der Vertrauensmänner 
und die vorzeitige Beendigung ihrer Tätigkeit wer- 
den durch eine Rechtsverordnung, die nicht der Zu- 
stimmung des Bundesrates bedarf, nach den Grund- 
sätzen geregelt, die für die Wahl des Vertrauens- 
mannes von Mannschaften in militärischen Einhei- 
ten gelten. Die Reditsverordnung wird vom Bun- 
desminister für Arbeit erlassen. 
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(2) Der Ersatzdienstleistende erhält an Stelle der 
einem Soldaten zu gewährenden Uniform unentgelt- 
lich Arbeitskleidung. Er ist verpflichtet, sie bei der 
Arbeit auf Anordnung zu tragen. Ersatzansprüche 
für etwaige Abnutzunng oder Beschädigung der 
eigenen Arbeitskleidung bestehen nicht, sofern 
nicht ein Dienstunfall vorliegt. Dem Ersatzdienst- 
leistenden ist auf Antrag ein angemessener Zuschuß 
für die Abnutzung der eigenen Kleidung außerhalb 
des Dienstes zu gewähren. 

(3) Sind bei einem Unfall im Sinne des § 28 
Abs. 2 Kleidungsstücke oder andere Gegenstände, 
die Ersatzdienstleistende üblicherweise mit sich 
führen, beschädigt oder zerstört worden oder ab- 
handen gekommen, so ist dafür angemessener Er- 
satz zu leisten. Sind durch die erste Hilfeleistung 
nach dem Unfall besondere Kosten entstanden, so 
ist dem Ersatzdienstleistenden der nachweisbar not- 
wendige Aufwand zu ersetzen. 

(4) Beim Tode des Ersatzdienstleistenden werden 

die Vorschriften des § 121 Abs. 1 und 3 des Bundes- 
beamtengesetzes über die Dienstbezüge im Sterbe- 
monat entsprechend angewandt. 

§ 18a 

Personalakten und Beurteilungen 

(1) Der Ersatzdienstpflichtige muß über Beschwer- 
den und Behauptungen tatsächlicher Art, die für ihn 
ungünstig sind oder ihm nachteilig werden können, 
vor Aufnahme in die Personalakten oder Verwer- 
tung in einer Beurteilung gehört werden. Seine 
Äußerung ist zu den Personalakten zu nehmen. 

(2) Der Ersatzdienstpflichtige hat auch nach Be- 
endigung seines Ersatzdienstes ein Redit auf Ein- 
sicht in seine vollständigen Personalakten. Dazu 
gehören alle ihn betreffenden Vorgänge. 

§ 19 

V ertrauensmann 

(1) Die Ersatzdienstleistenden in jeder Ersatz- 
dienstgruppe, und soweit sie in Organisationen 
Dienst tun, in jeder Arbeitsgruppe mit fünf und 
mehr Ersatzdienstpflichtigen wählen aus ihren 
Reihen einen Vertrauensmann und einen Stellver- 
treter. 

(2) Der Vertrauensmann ist mit Vorschlägen in 
Fragen der Arbeitsaufgaben, des inneren Dienst- 
betriebes, der Fürsorge und des außerdienstlichen 
Gemeinschaftslebens zu hören. 

(3) Die Wahl ist geheim und unmittelbar. Die 
Wahlberechtigung, die Wählbarkeit, das Wahlver- 
fahren, die Dauer des Amtes der Vertrauensmänner 
und die vorzeitige Beendigung ihrer Tätigkeit wer- 
den durch eine Rechtsverordnung, die nicht der Zu- 
stimmung des Bundesrates bedarf, nach den Grund- 
sätzen geregelt, die für die Wahl des Vertrauens- 
mannes von Mannschaften in militärischen Einhei- 
ten gelten. Die Rechtsverordnung wird vom Bun- 
desminister für Arbeit und Sozialordnung erlassen. 
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§ 20 

Erhaltung der Gesundheit; ärztliche Eingriffe 

Der Ersatzdienstp/Jich^ige hat alles in seinen 
Kräften Stehende zu tun, um seine Gesundheit zu 
erhalten oder wiederherzustellen. § 17 Abs. 4 
Satz 2 bis 5 des Soldatengesetzes findet entspre- 
chende Anwendung. 

§ 21 

Anträge und Beschwerden 

(1) Der Ersatzdienstp/lichiige kann Anträge und 
Beschwerden Vorbringen; hierbei hat er den Dienst- 
weg einzuhalten. Der Beschwerdeweg bis zum Bun- 
desminister für Arbeit steht offen. 

(2) Richtet sich die Beschwerde gegen den Leiter 
der Ersatzdienstgruppe, so kann sie bei dem Leiter 
des Bundesamtes für den Ersatzdienst unmittelbar 
eingereicht werden. 


§ 22 

Disziplinarstrafen 

(1) Der Leiter der Ersatzdienstgruppe kann einen 
Ersatzdienstp //ich ff gen, der schuldhaft seine Dienst- 
pflichten verletzt, bestrafen mit 

1. einem Verweis, 

2. Ausgangsbeschränkung von drei Tagen bis vier 
Wochen, 

3. Kürzung der Geldbezüge bis zur Hälfte und bis 
zur Dauer von drei Monafen. 

Die Strafen der Nummern 2 und 3 können neben- 
einander verhängt werden. 


Beschlüsse des 21. Ausschusses 

(4) Bei Ersatzdienstpflichtigen, die einzeln oder in 
Gruppen von weniger als fünf Ersatzdienstpflichti- 
gen den Ersatzdienst leisten, entfällt die Wahl eines 
Vertrauensmannes. Die Ersatzdienstpflichtigen kön- 
nen sich mit ihren Anliegen an den Betriebsrat (Per- 
sonalrat) des Betriebes (der Verwaltung) wenden, 
in der sie Dienst tun. Dieser hat auf die Berücksich- 
tigung der Anliegen, falls sie berechtigt erscheinen, 
bei dem Leiter des Betriebes oder der Dienststelle 
hinzu wirken. 

§ 19a 

Seelsorge 

Der Ersatzdienstleistende hat einen Anspruch auf 
ungestörte Religionsausübung. Die Teilnahme am 
Gottesdienst ist freiwillig. 

§ 20 

Erhaltung der Gesundheit; ärztliche Eingriffe 

Der Ersatzdienstleistende hat alles in seinen Kräf- 
ten Stehende zu tun, um seine Gesundheit zu erhal- 
ten oder wiederherzustellen. § 17 Abs. 4 Satz 2 
bis 5 des Soldatengesetzes findet entsprechende An- 
wendung. 

§ 21 

Anträge und Beschwerden 

(1) Der Ersatzdienstleistende kann Anträge und 
Beschwerden Vorbringen; hierbei hat er den Dienst- 
weg einzuhalten. Der Beschwerdeweg bis zum 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung steht 
offen. 

(2) Riditet die Beschwerde sich gegen den Leiter 
der Organisation, in der der Ersatzdienstpflichtige 
seinen Ersatzdienst ableistet, oder gegen den Leiter 
der Ersatzdienstgruppe, der er angehört, so kann 
sie beim Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung unmittelbar eingereicht werden. 

§ 22 

Disziplinarstrafen 

(1) Ein Ersatzdienstleistender, der schuldhaft 
seine Dienstpflicht verletzt, kann mit 

1. unverändert 

2. einer Ausgangsbeschränkung von drei Tagen bis 

zu drei Wochen, 

3. einer Geldbuße bis zur Hälfte der monatlichen 

Barbezüge 

bestraft werden. Die Strafen unter Nummern 2 und 3 
können nebeneinander verhängt werden. 

(la) Ein vom Bundesminister für Arbeit und So- 
zialordnung zu bestellender Beamter oder sein hier- 
für bestellter Vertreter, die die Befähigung zum 
Richteramt oder zum höheren Verwaltungsdienst 
haben müssen, sind zur Verhängung der Strafen be- 
fugt. 
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(2) Sind seit der Dienstpflichtverletzung mehr als 
drei Monate verstrichen, so ist eine disziplinäre Be- 
strafung nicht mehr zulässig. Die Frist wird ge- 
hemmt, solange Ermittlungen über den Sachver- 
halt laufen. 

§ 23 

Verfahren bei Disziplinarstrafen 

(1) Bestehen Zweifel über die Täterschaft, die 
Schuld oder das Maß der Strafwürdigkeit, so hat 
der Leiter der Ersatzdienstgruppe den Sachverhalt 
durch mündliche oder schriftliche Verhandlungen 
aufzuklären. Der Inhalt mündlicher Verhandlungen 
Ist aktenkundig zu machen. 


(2) Vor der Entscheidung ist der Beschuldigte zu 
befragen, ob er etwas auf die Beschuldigung erwi- 
dern wolle. Dabei ist ihm Gelegenheit zu geben, 
die gegen ihn vorliegenden Verdachtsgründe zu be- 
seitigen und die zu seinen Gunsten sprechenden 
Tatsachen geltend zu machen. 


(3) Die Disziplinarstrafe wird durch eine schrift- 
liche mit Gründen versehene Disziplinarverfügung 
verhängt, die dem Beschuldigten zu eröffnen ist. 
über die Eröffnung ist eine Niederschrift aufzu- 
nehmen. 

(4) Der Beschuldigte kann gegen die Disziplinar- 
verfügung innerhalb von drei Tagen nach Eröff- 
nung schriftlich bei dem Leiter der Ersatzdienst- 
gruppe Beschwerde einlegen. Hilft der Leiter der 
Ersatzdienstgruppe der Beschwerde nicht ab, so hat 
er sie mit seiner Stellungnahme binnen einer 
Woche dem Leiter des Bundesamtes für den Ersatz- 
dienst zur Entscheidung vorzulegen. Die Entschei- 
dung über die Beschwerde darf die Strafe nicht ver- 
schärfen. 


(5) Gegen die Entscheidung des Leiters des Bun- 
desamtes für den Ersatzdienst kann der Beschul- 
digte innerhalb von zwei Wochen nach ihrer Zu- 
stellung die Entscheidung der Bundesdisziplinar- 
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(l b) Der Leiter der Ersatzdienstgruppe kann Er- 
satzdienstpflichtige, die den Ersatzdienst in Ersatz- 
dienstgruppen ableisten, mit Verweis und Aus- 
gangsbeschränkung von drei Tagen bestrafen. 

(l c) Die Disziplinargewalt des Leiters der Ersatz- 
dienstgruppe ist an die Dienststellung gebunden. 
Sie kann nicht übertragen werden. Sie geht von 
selbst auf den Stellvertreter im Amt über. 

(2) unverändert 


§ 23 

Verfahren bei Disziplinarstrafen 

(1) Wer zur Verhängung einer Disziplinarstrafe 
befugt ist, hat zu prüfen, ob eine Dienstpflichtver- 
letzung nach § 22 disziplinär erledigt werden muß 
oder ob es bei einer Belehrung, Warnung oder Zu- 
rechtweisung bewendet bleiben kann. Er hat dabei 
das gesamte dienstliche und außerdienstliche Ver- 
halten des Beschuldigten zu berücksichtigen. Bei den 
zur Aufklärung des Sachverhalts erforderlichen Er- 
mittlungen sind nicht nur die belastenden, sondern 
auch die entlastenden und die für die Strafbemes- 
sung bedeutsamen Umstände festzustellen. Das Er- 
gebnis der Ermittlungen ist aktenkundig zu machen. 

(2) Vor der Entscheidung ist der Beschuldigte zu 
befragen, ob er etwas auf die Beschuldigung erwi- 
dern wolle. Dabei ist ihm Gelegenheit zu geben, 
die gegen ihn vorliegenden Verdachtsgründe zu be- 
seitigen und die zu seinen Gunsten sprechenden 
Tatsachen geltend zu machen. Danach ist der Ver- 
trauensmann oder der Betriebsrat (Personalrat) zur 
Person des Beschuldigten zu hören. Der Sachverhalt 
ist diesem vorher bekanntzugeben. 

(3) unverändert 


(4) Der Beschuldigte kann gegen die Disziplinar- 
verfügung innerhalb zwei Wochen nach Eröffnung 

bei dem nach § 22 Abs. la von dem Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung bestellten Beamten 
oder beim Leiter der Ersatzdienstgruppe schriftlich 
oder mündlich Beschwerde einlegen. Wird die Be- 
schwerde mündlich eingelegt, so ist eine Nieder- 
schrift zu fertigen, die vom Beschwerdeführer zu un- 
terschreiben ist. Binnen einer Woche ist die Be- 
schwerde mit einer Stellungnahme des bestellten 
Beamten oder im Falle des § 22 Abs. Ib des Leiters 
der Ersatzdienstgruppe dem Bundesminister für Ar- 
beit und Sozialordnung zur Entscheidung vorzu- 
legen. Die Entscheidung über die Beschwerde darf 
die Strafe nicht verschärfen. 

(5) Gegen die Entscheidung des Bundesministers 
für Arbeit und Sozialordnung kann der Beschuldigte 
innerhalb zweier Wochen nach ihrer Zustellung die 
Entscheidung der Bundesdisziplinarkammer bean- 
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kammer beantragen. Zuständig ist die Bundesdis- 
ziplinarkammer, in deren Bezirk der Leiter der Er- 
satzdienstgruppe, der die Disziplinarverfügung er- 
lassen hat, seinen Sitz hat. Der Antrag ist schrift- 
lich bei dem Leiter des Bundesamtes für den Ersatz- 
dienst einzureichen und zu begründen; die Antrags- 
frist wird auch gewahrt, wenn während ihres Lau- 
fes der Antrag bei der Bundesdisziplinarkammer 
gestellt wird. Die Bundesdisziplinarkammer ent- 
scheidet über die Rechtmäßigkeit der Disziplinar- 
verfügung ohne mündliche Verhandlung endgültig 
durch Beschluß, der schriftlich zu begründen ist. Für 
die Besetzung der Bundesdisziplinarkammer und 
das Verfahren gelten die entsprechenden Vorschrif- 
ten der Bundesdisziplinarordnung und der Verord- 
nung zur Durchführung der Bundesdisziplinarord- 
nung vom 28. März 1953 in der Fassung der Ände- 
rungsverordnung vom 31. August 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1310) sinngemäß mit der Maßgabe, daß 
an Stelle des in den §§ 35, 37 der Bundesdiszipli- 
narordnung bezeichneten nicht rechtskundigen Bei- 
sitzers ein Beisitzer tritt, der dem Kreis der Ersatz- 
dienstpflichtigen angehört und den Ersatzdienst im 
Bezirk der Bundesdisziplinarkammer leistet. 

(6) Wird eine Disziplinarverfügung aufgehoben 
und ist wegen des gleichen Sachverhalts eine Diszi- 
plinarstrafe noch möglich, so darf diese nicht schär- 
fer als die aufgehobene Strafe sein. 

§ 24 

Vollziehung von Disziplinarstrafen 

(1) Der Verweis gilt mit der Eröffnung als voll- 
streckt. 

(2) Ausgangsbeschränkung und Kürzung der Geld- 
bezüge dürfen erst vollzogen werden, wenn die 
Frist des § 23 Abs. 4 Satz 1 abgelaufen ist, ohne daß 
der Beschuldigte Beschwerde eingelegt hat, oder 
wenn der Leiter des Bundesamtes für den Ersatz- 
dienst über die Beschwerde entschieden hat. Auf 
Antrag des Beschuldigten kann die Bundesdiszipli- 
narkammer den Vollzug aiissetzen. 


§ 25 

Ende des Ersatzdienstverhältnisses 

(1) Das Ersatzdienstverhältnis endet durch Ent- 
lassung oder Ausschluß. Die §§ 29 bis 31 des Wehr- 
pflichtgesetzes sind entsprechend anzuwenden. An 
die Stelle der Ärzte der Bundeswehr und des Wehr- 
bereidisarztes (§ 29 Abs. 2 und 3 des Wehrpflicht- 
gesetzes) treten vom Bundesminister für Arbeit be- 
stellte Vertrauensärzte. 
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tragen. Zuständig ist die Bundesdisziplinarkammer, 
in deren Bezirk der Ersatzdienstleistende seinen 
Dienst leistet. Der Antrag ist schriftlich bei dem 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung ein- 
zureichen und zu begründen; die Antragsfrist wird 
auch gewahrt, wenn während ihres Laufes der An- 
trag bei der Bundesdisziplinarkammer gestellt wird. 
Die Bundesdisziplinarkammer entscheidet über die 
Rechtmäßigkeit der Disziplinarverfügung ohne 
mündliche Verhandlung endgültig durch Beschluß, 
der schriftlich zu begründen ist. Für die Besetzung 
der Bundesdisziplinarkammer und das Verfahren 
gelten die entsprechenden Vorschriften der Bundes- 
disziplinarordnung und der Verordnung zur Durch- 
führung der Bundesdisziplinarordnung mit der Maß- 
gabe, daß an Steile des in den §§ 35 und 37 der 
Bundesdisziplinarordnung bezeichneten nicht rechts- 
kundigen Besitzers ein Beisitzer tritt, der im Bezirk 
der Bundesdisziplinarkammer Ersatzdienst leistet. 
Die Bestellung als Beisitzer erfolgt für die Dauer 
der Ersatzdienstleistung auf Vorschlag des Bundes- 
ministers für Arbeit und Sozialordnung durch den 
Bundesminister des Innern. 

(6) unverändert 


§ 24 

Vollziehung von Disziplinarstrafen 

(1) unverändert 

(2) Ausgangsbeschränkung und Geldbuße dürfen 
erst vollzogen werden, wenn die Frist des § 23 
Abs. 4 Satz 1 abgelaufen ist, ohne daß der Beschul- 
digte Beschwerde eingelegt hat, oder wenn der Bun- 
desminister für Arbeit und Sozialordnung über die 
Beschwerde entschieden hat. Auf Antrag des Be- 
schuldigten kann die Bundesdisziplinarkammer den 
Vollzug aussetzen. 

§ 24a 

Gnadenrecht 

Dem Bundespräsidenten steht das Gnadenrecht 
hinsichtlich der nach diesem Gesetz verhängten Dis- 
ziplinarstrafen und des Ausschlusses gemäß § 25 
zu; er kann die Ausübung anderen Stellen über- 
tragen. 

§ 25 

Befreiung, Zurückstellung und Ende 
des Ersatzdienstverhältnisses 

(1) Das Ersatzdienstverhältnis endet durch Ent- 
lassung oder Ausschluß. Die §§ 29 bis 31 des Wehr- 
pflichtgesetzes sind entsprechend anzuwenden. An 
die Stelle der Ärzte der Bundeswehr und des Wehr- 
bereichsarztes (§ 29 Abs. 2 und 3 des Wehrpflicht- 
gesetzes) tritt ein vom Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung bestellter Arzt. 
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(2) Die Entlassung wird vom Bundesamt für den 
ETsatz4ienst oder der von diesem bestimmten Stelle 
verfügt. 


§ 26 

Nachdienen 

Ersatzdienstpflichtige, die während des Ersatz- 
dienstes Freiheitsstrafen von insgesamt mehr als 
dreißig Tagen verbüßt haben, müssen die verbüßte 
Zeit nachdienen. Ausnahmen kann der Bundes- 
minister für Arbeit in Einzelfällen zulassen. 


§ 27 

Dienstzeitbescheinigung und Dienstzeugnis 

(!) Dem Ersatzdienstpflichtigen ist nach Beendi- 
gung des Ersatzdienstes eine Dienstzeitbescheini- 
gung auszustellen. Auf Antrag ist ihm bei einer 
Dienstzeit von mindestens vier Wochen ein Dienst- 
zeugnis zu erteilen, das über die Art und Dauer 
seines Einsatzes, über seine Führung und seine Lei- 
stung im Dienst Auskunft gibt. 

(2) Der Ersatzdienstp/iichfige kann eine angemes- 
sene Zeit vor dem Ende des Ersatzdienstes ein vor- 
läufiges Dienstzeugnis beantragen. 

§ 28 

Versorgung 

(1) Der Ersatzdienstpflichtige, der durch eine 
Dienstverrichtung im Ersatzdienst oder durch einen 
während der Ausübung des Ersatzdienstes erlitte- 
nen Unfall oder durch die dem Ersatzdienst eigen- 
tümlichen Verhältnisse eine gesundheitliche Schädi- 
gung erlitten hat, erhält nach Beendigung des Er- 
sa/zdienstverhältnisses wegen der gesundheitlichen 
und wirtschaftlichen Folgen der Schädigung auf An- 
trag Versorgung in entsprechender Anwendung der 
Vorschriften des Bundesversorgungsgesetzes. 

(2) Als Schädigung im Sinne des Absatzes 1 gel- 
ten auch gesundheitliche Schädigungen, die ein Er- 
satzdienstpflichtiger außerhalb seines Dienstes da- 
durch erlitten hat, daß er angegriffen wird 
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(2) Die Entlassung wird vom Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung oder der von diesem be- 
stimmten Stelle verfügt. 

(3) Ersatzdienstpflichtiger die nach Absatz 1 in 
Verbindung mit § 29 des Wehrpflichtgesetzes vor 
Ablauf der für den Ersatzdienst festgesetzten Zeit 
entlassen worden sind, werden zum Ersatzdienst 
nicht mehr einberufen, wenn sie bereits zwei Drit- 
tel der für sie festgesetzten Zeit Ersatzdienst gelei- 
stet haben. Dies gilt nicht im Falle einer Entlassung 
nach § 29 Abs. 4 Nr. 2 des Wehrpflichtgeselzes. 

§ 26 

Nachdienen 

Ersatzdienstpflichtige, die während des Ersatz- 
dienstes Freiheitsstrafen von insgesamt mehr als 
dreißig Tagen verbüßt haben, müssen die hierdurch 
versäumte Zeit nachdienen. Ausnahmen kann der 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung in 
Einzelfällen zulassen. 

§ 27 

Dienstzeitbescheinigung und Dienstzeugnis 

(1) Dem Ersatzdienstpflichtigen ist nach Beendi- 
gung des Ersatzdienstes eine Dienstzeitbescheini- 
gung auszustellen. Auf Antrag ist ihm bei einer 
Dienstzeit von mindestens vier Wochen ein vor- 
läufiges Dienstzeugnis zu erteilen, das über die Art 
und Dauer seines Dienstes, über seine Führung 
und seine Leistung im Dienst Auskunft gibt. 

(2) Auf Antrag ist dem Ersatzdienstleistenden 
eine angemessene Zeit vor dem Ende des Ersatz- 
dienstes ein Dienstzeugnis zu erteilen, 

§ 28 

Versorgung 

(1) Ein Ersatzdienstpflichtiger, der eine Ersatz- 
dienstbeschädigung erlitten hat, erhält nach Beendi- 
gung des Dienstverhältnisses wegen der gesund- 
heitlichen und wirtschaftlichen Folgen der Schädi- 
gung auf Antrag Versorgung in entsprechender An- 
wendung der Vorschriften des Bundesversorgungs- 
gesetzes, soweit in diesem Gesetz nichts Abweichen- 
des bestimmt ist. In gleicher Weise erhalten die 
Hinterbliebenen eines Beschädigten auf Antrag 
Versorgung. 

(2) Ersatzdienstbeschädigung ist eine gesundheit- 
liche Schädigung, die durch eine Dienstverrichtung, 
durch einen während der Ausübung des Ersatzdien- 
stes erlittenen Unfall oder durch die dem Ersatz- 
dienst eigentümlichen Verhältnisse herbeigeführt 
worden ist. 

sieht; Absatz 5a 


1. im Hinblick auf sein pflichtgemäßes dienstliches 
Verhalten oder 
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2. wegen seiner Zugehörigkeit zum Ersatzdienst aus 
Gründen, die er nicht zu vertreten hat. 

(3) Absatz 1 gilt entsprechend für einen Ersatz- 
dienstpflichtigen, der zum Ersatzdienst einberufen 
ist und auf dem Wege zum Bestimmungsort oder 
auf dem Heimwege eine gesundheitliche Schädigung 
erleidet. 


(4) Zur Anerkennung einer Gesundheitsstörung 
als Folge einer Schädigung genügt die Wahrschein- 
lichkeit des ursächlichen Zusammenhanges. Eine 
vom Beschädigten absichtlich herbeigeführte Schä- 
digung gilt nicht als Schädigung im Sinne des Ab- 
satzes 1. 

(5) Die Vorschriften des § 121 Abs. 1 und 3 des 
Bundesbeamtengesetzes über die Dienstbezüge im 
Sterbemonat sind entsprechend anzuwenden, wenn 
der Ersatzdienstpflichtige während des Ersatzdienst- 
verhältnisses gestorben ist. 

siehe Absatz 2 


(6) Ist der Beschädigte an den Folgen der Schä- 
digung gestorben, so erhalten seine Hinterbliebenen 
auf Antrag Versorgung in entsprechender An- 
wendung der Vorschriften des Bundesversorgungs- 
gesetzes. Sind Bezüge für den Sterbemonat (Absatz 5) 
gezahlt worden, so werden sie auf die für den glei- 
chen Zeitraum zu gewährende Hinterbliebenenrente 
angerechnet. 

siehe Absatz 4 


(7) § 60 des Bundesversorgungsgesetzes gilt mit 
der Maßgabe, daß die Beschädigtenrente nicht vor 
dem Tage beginnt, der auf den Tag folgt, bis zu 
dem Geidbezüge auf Grund des Ersatzdienstver- 
hältnisses zustehen, 

(8) Treffen Ansprüche aus einer Schädigung im 
Ersatzdienst (Absatz 1 oder 2) mit Ansprüchen aus 
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(3) Als Dienstverrichtung gilt auch 


1. das Erscheinen eines Ersatzdienstpfliditigen auf 
Anordnung einer für die Durchführung des zivi- 
len Ersatzdienstes zuständigen Steller 

2. der Weg eines Ersatzdienstpflichtigen bei Antritt 
und der Rückweg bei Beendigung des Ersatz- 
dienstes, 

3. das Zurüdclegen des mit dem Dienst zusammen- 
hängenden Weges nach und von der Dienststelle. 

(4) entfällt hier 

siehe Absatz 6a 


(5) entfällt hier 

siehe § 18 Abs. 4 


(5a) Als Ersatzdienstbeschädigung gilt auch eine 
gesundheitliche Schädigung, die ein Ersatzdienst- 
pflichtiger während seiner Dienstzeit, aber außerhalb 
des Dienstes dadurch erleidet, daß er angegriffen 
wird 

l.im Hinblick auf sein pflichtgemäßes dienstliches 
Verhalten oder 

2. wegen seiner Zugehörigkeit zum Ersatzdienst aus 
Gründen, die er nicht zu vertreten hat, 

(6) entfällt 


(6a) Zur Anerkennung einer Gesundheitsstörung 
als Folge einer Schädigung genügt die Wahrschein- 
lichkeit des ursächlichen Zusammenhanges. Eine 
vom Beschädigten absichtlich herbeigeführte Schädi- 
gung gilt nicht als Ersatzdienstbeschädigung. 

(7) § 60 des Bundesversorgungsgesetzes gilt mit 
der Maßgabe, daß die Versorgung der Beschädigten 
nicht vor dem Tage beginnt, der auf den Tag folgt, 
bis zu dem laufende Bezüge auf Grund des Ersatz- 
dienstverhältnisses zustehen. 

(8) Treffen Ansprüche aus einer Ersatzdienstbe- 
schädigung mit Ansprüchen aus einer Schädigung 
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einer Schädigung nach § 1 des Bundesversorgungs- 
gesetzes oder mit Ansprüchen aus anderen Ge- 
setzen, die das Bundesversorgungsgesetz für an- 
wendbar erklären, zusammen, so ist unter Berück- 
sichtigung der durch die gesamten Schädigungsfol- 
gen bedingten Minderung der Erwerbsfähigkeit eine 
einheitliche Rente festzusetzen. 

(9) § 83 des Soldatenversorgungsgesetzes über die 
Erstattung von Sachschäden und besonderen Auf- 
wendungen und § 86 des Soldatenveisorgungs- 
gesetzes über die Durchführung der Versorgung 
gelten entsprechend, § 86 Abs. 2 jedoch mit der Maß- 
gabe, daß an die Stelle des Bundesministers für Ver- 
teidigung der Bundesminister für Arbeit tritt. 
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nach § 1 des Bundesversorgungsgesetzes oder nach 
anderen Gesetzen, die das Bundesversorgungsgesetz 
für anwendbar erklären, zusammen, so ist unter 
Berücksichtigung der durch die gesamten Schädi- 
gungsfolgen bedingten Minderung der Erwerbs- 
fähigkeit eine einheitliche Rente festzusetzen. 

(9) entfällt 

siehe § 18 Abs. 3 


(10) § 55 des Bundesversorgungsgesetzes ist auch 
beim Zusammentreffen mit Ansprüchen nach Ab- 
satz 1 anzuwenden. 

(11) Die Versorgung wird von den zur Durch- 
führung des Bundesversorgungsgesetzes zuständi- 
gen Behörden im Aufträge des Bundes durchgeführt. 
§ 88 Abs. 3 bis 7 des Soldatenversorgungsgesetzes 
gilt entsprechend. 


§ 28a 

Heilbehandlung bei Gesundheitsstörungen 
ohne Ersatzdienstbeschädigung 

Ein Ersatzdienstpflichtiger, der Ersatzdienst ge- 
leistet hat, erhält wegen einer Gesundheitsstörung, 
die während des Ersatzdienstverhältnisses entstan- 
den, aber keine Folge einer Ersatzdienstbeschädi- 
gung ist, auf Antrag die Sachleistungen der Heil- 
behandlung nach dem Bundesversorgungsgesetz bis 
zur Dauer von drei Jahren nach Beendigung des 
Dienstverhältnisses, wenn er bei dessen Beendi- 
gung heilbehandlungsbedürftig ist und die Heil- 
behandlung nicht anderweitig sichergestellt ist oder 
sichergestellt werden kann. Sie ist sichergestellt, 
soweit ein Anspruch gegen einen Sozialversiche- 
rungsträger oder durch einen Vertrag gegen Dritte 
besteht. Kein Anspruch nach Satz 1 besteht, wenn 
die Gesundheitsstörung auf eigenes grobes Ver- 
schulden oder auf Geschlechtskrankheit zurückzu- 
führen ist. 


§ 28b 

Ausgleich für Ersatzdienstbeschädigung 

(1) Ersatzdienstleistende erhalten wegen der Fol- 
gen einer Ersatzdienstbeschädigung während ihrer 
Dienstzeit einen Ausgleich in Höhe der Grundrente 
nach § 29 Abs. 1, §§ 30 und 31 des Bundesversor- 
gungsgesetzes. 

(2) Der Ausgleich beginnt mit dem Monat, in dem 
seine Voraussetzungen erfüllt sind. § 60 Abs. 2 
Satz 1 und § 62 Abs. 1 des Bundesversorgungsgeset- 
zes gelten entsprechend. Der Anspruch auf Aus- 
gleich erlischt spätestens mit Ablauf des Tages, bis 
zu dem Dienstbezüge zustehen. 
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Entwurf 

DRITTER ABSCHNITT 

Straf- und Bußgeldvorschriften 

§ 29 

Eigenmäditige Abwesenheit 

(1) Wer eigenmächtig den Ersatzdienst verläßt 
oder ihm fernbleibt und vorsätzlich oder fahrlässig 
länger als drei volle Kalendertage abwesend ist, 
wird mit Gefängnis oder Einschließung bis zu zwei 
Jahren oder mit Haft bestraft. 

(2) Ist der Täter vorsätzlich oder fahrlässig län- 
ger als einen Monat abwesend, so ist die Strafe Ge- 
fängnis nicht unter einem Monat oder Einschließung 
von einem Monat bis zu fünf Jahren oder Haft nicht 
unter drei Wochen. 

§ 30 

Dienstflucht 

(1) Wer eigenmächtig den Ersatzdienst verläßt 
oder ihm fernbleibt, um sich der Verpflichtung zum 
Ersatzdienst dauernd oder für den Verteidigungs- 
fall zu entziehen oder die Beendigung des Ersatz- 
dienstverhältnisses zu erreichen, wird mit Gefäng- 
nis nicht unter einem Monat bestraft. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

(3) Stellt sich der Täter innerhalb eines Monats 
und ist er bereit, der Verpflichtung zum Ersatz- 
dienst nachzukommen, so kann auf Haft nicht unter 
drei Wochen erkannt werden. 

§ 31 

Weigerung, Anordnungen zu befolgen 

(1) Wer sich durch Wort oder Tat weigert, eine 
dienstliche Anordnung (§ 12) zu befolgen, oder wer 
darauf beharrt, eine dienstliche Anordnung nicht zu 
befolgen, nachdem diese wiederholt worden ist, 
wird mit Gefängnis oder Einschließung bis zu fünf 
Jahren oder mit Haft bestraft. 


(2) Die Tat ist nach Absatz 1 nur strafbar, wenn 
die Anordnung rechtmäßig war. 
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DRITTER ABSCHNITT 
Straf- und Bußgeldvorscbriften 
§ 29 

unverändert 


§ 30 

Dienstflucht 

(1) Wer eigenmächtig den Ersatzdienst verläßt 
oder ihm fernbleibt, um sich der Verpflichtung zum 
Ersatzdienst dauernd oder auf Zeit zu entziehen 
oder die Beendigung des Ersatzdienstverhältnisses 
zu erreichen, wird mit Gefängnis nicht unter einem 
Monat bestraft. 

(2) unverändert 

(3) unverändert 


§ 31 

Weigerung, Anordnungen zu befolgen 

(1) Mit Gefängnis oder Einschließung bis zu fünf 
Jahren oder mit Haft wird bestraft. 


1. wer die Befolgung einer dienstlichen An- 
ordnung dadurch verweigert, daß er sich 
mit Wort oder Tat gegen sie auflehnt, 
oder 

2. wer darauf beharrt, eine dienstliche An- 
ordnung nicht zu befolgen, nachdem diese 
wiederholt worden ist. 

(2) entfällt 

(3) Verweigert der Täter in den Fällen des Ab- 
satzes 1 Nr. 1 die Befolgung einer dienstlichen An- 
ordnung, die nicht sofort auszuführen ist, befolgt 
er sie aber rechtzeitig aus freien Stücken, so kann 
das Gericht von Strafe absehen. 

(4) Im Falle des Absatzes 1 handelt der Ersatz- 
dienstleistende nicht rechtswidrig, wenn die dienst- 
liche Anordnung nicht verbindlich ist, insbesondere 
wenn sie nicht zu dienstlichen Zwecken erteilt ist 
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§ 32 

Bußgeldvorschrift 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig den Vorschriften über die Meldepflicht 
(§ 9) zuwiderhandelt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann, wenn sie vor- 
sätzlich begangen ist, mit einer Geldbuße bis zu 
eintausend Deutsche Mark, wenn sie fahrlässig be- 
gangen ist, mit einer Geldbuße bis zu dreihundert 
Deutsche Mark geahndet werden. 

(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 73 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist das Ban- 
des-Wehrersatzamt oder die von ihm bestimmte 
Stelle. Das Bundes-Wehrersatzamt oder die von 
ihm bestimmte Stelle nimmt insoweit auch die Be- 
fugnisse der obersten Verwaltungsbehörde im Sinne 
von § 66 Abs. 2 des Gesetzes über Ordnungswidrig- 
keiten wahr. 


VIERTER ABSCHNITT 

Rechtsmittel- und Schlußvorschriften 

§ 33 

Klagen aus dem Dienstverhältnis und Anfechtung 
von Einberufungsbescheiden 

(1) Für Klagen des Ersatzdienstpfliditigen oder 
früheren Ersatzdienstpflichtigen aus dem Ersatz- 
dienstverhältnis ist der Verwaltungsrechtsweg ge- 
geben. Für Klagen des Bundes gilt das gleiche. 

siehe Absatz 1 Satz 2 


Beschlüsse des 21. Ausschusses 

oder die Menschenwürde verletzt oder wenn durch 
das Befolgen ein Verbrechen oder Vergehen began- 
gen würde. Dies gilt auch, wenn der Ersatzdienst- 
leistende irrig annimmt, die dienstliche Anord- 
nung sei verbindlich. 

(5) Befolgt ein Ersatzdienstleistender eine 
dienstliche Anordnung nicht, weil er irrig annimmt, 
daß durch die Ausführung ein Verbrechen oder 
Vergehen begangen würde, so ist er nach Absatz 1 
nicht strafbar, wenn ihm der Irrtum nicht vorzu- 
werfen ist. 

(6) Nimmt ein Ersatzdienstleistender irrig an, daß 
eine dienstliche Anordnung aus anderen Gründen 
nicht verbindlich ist, und befolgt er sie deshalb 
nicht, so kann die Strafe nach den Vorschriften 
über die Bestrafung des Versuchs gemildert werden, 
wenn ihm der Irrtum nicht vorzuwerfen ist. 

§ 32 

Bußgeldvorschrift 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig den Vorschriften über die Meldepflicht 
(§ 9b) zuwiderhandelt. 

(2) unverändert 


(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 73 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist der Bun- 
desminister für Arbeit und Sozialordnung oder die 
von ihm bestimmte Stelle. Der Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung oder die von ihm be- 
stimmte Stelle nimmt insoweit auch die Befugnisse 
der obersten Verwaltungsbehörde im Sinne von 
§ 66 Abs. 2 des Gesetzes über Ordnungswidrigkei- 
ten wahr. 


VIERTER ABSCHNITT 

Rechtsmittel- und Schlußvorschriften 

§ 33 

Klagen aus dem Dienstverhältnis und Anfechtung 
von Einberufungsbescheiden 

(1) Für Klagen des Ersatzdienstpflichtigen oder 
früheren Ersatzdienstpflichtigen aus dem Ersatz- 
dienstverhältnis ist der Verwaltungsrechtsweg ge- 
geben, soweit nicht ein anderer Rechtsweg gesetz- 
lich vorgeschrieben ist. 

(la) Für Klagen des Bundes gilt das gleiche, 

(ib) Der Bund wird durch den Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung vertreten. Dieser kann 
die Vertretung durch allgemeine Anordnung an- 
deren Behörden übertragen; die Anordnung ist im 
Bundesgesetzblatt zu veröffentlichen. 
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(2) Die Anfechtung von Einberufungsbescheiden, 
die auf Grund dieses Gesetzes ergehen, richtet sich 
nach den Vorschriften der §§32 bis 35, 36 Abs. 5, 
§ 47 des Wehrpflichtgesetzes. 


§ 34 

Entsprechende Anwendung weiterer Rechts- 
vorschriften 

Für Ersatzdienstp/iichfige, die den zivilen Ersatz- 
dienst leisten, gelten 

l.der Erste, Vierte und Fünfte Abschnitt des Ar- 
beitsplatzschutzgesetzes vom 30. März 1957 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 293) mit der Maßgabe, daß für 
den Ersatzdienst die Vorschriften über den Grund- 
wehrdienst anzuwenden sind, 


2. das Unterhaltssicherungsgesetz vom 26. Juli 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 1046); 

3. sonstige beamtenrechtliche, besoldungsrechtliche 
und sozialversicherungsrechtliche Vorschriften so- 
wie die Vorschriften über die Arbeitslosen- 
versicherung, die für Wehrpflichtige gelten, die 
zum Grundwehrdienst oder zu einer Wehrübung 
einberufen worden sind. 


§ 35 

Einschränkung von Grundrechten 

Die Grundrechte der körperlichen Unversehrtheit 
(Artikel 2 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes), der 
Freiheit der Person (Artikel 2 Abs. 2 Satz 2 des 
Grundgesetzes) und der Freizügigkeit (Artikel 11 
Abs. 1 des Grundgesetzes) werden nach Maßgabe 
dieses Gesetzes eingeschränkt. 


§ 36 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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(2) Bei Anfechtung von Einberufungsbescheiden, 
die auf Grund dieses Gesetzes ergehen, gelten die 
Vorschriften der §§ 32, 33 Abs. 7, 9 und 10, §§ 34, 
35, 36 Abs. 5, § 47 des Wehrpflichtgesetzes entspre- 
chend mit der Maßgabe, daß an die Stelle des Wehr- 
ersatzamtes der Bundesminister für Arbeit und So- 
zialordnung tritt. 

§ 34 

Entsprechende Anwendung weiterer Rechts- 
vorschriften 

Für Ersatzdienstleistende gelten 

1. die Bestimmungen des Ersten, Zweiten und Vier- 
ten Abschnitts des Arbeitsplatzschutzgesetzes vom 
30. März 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 293) entspre- 
chend mit der Maßgabe, daß für den Ersatzdienst 
die Vorschriften über den Grundwehrdienst oder 
die Wehrübungen anzuwenden sind und im § 5 
Abs. 2 an die Stelle des Bundesministers für Ver- 
teidigung der Bundesminister für Arbeit und So- 
zialordnung tritt, 

2. unverändert 

3. sonstige beamtenrechtliche, besoldungsrechtliche 
und sozialversicherungsrechtliche Vorschriften so- 
wie die Vorschriften über die Arbeitslosenver- 
sicherung, die für Wehrpflichtige gelten, die zum 
Grundwehrdienst oder zu einer Wehrübung ein- 
berufen worden sind, und die zu ihrer Änderung, 
Ergänzung oder Durchführung erlassenen Vor- 
schriften. 

§ 35 

unverändert 


§ 35a 

Geltung im Saarland 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 

§ 36 

unverändert 
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